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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 8 SO 82/13 B 
 
L 7 SO 4724/12 (LSG Baden-Württemberg) 
S 20 SO 2718/12 (SG Stuttgart) 
 
 
 
………………………………………….., 
 
 
 Kläger, Antragsteller  

und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Landeshauptstadt Stuttgart, 
Eberhardstraße 33, 70173 Stuttgart, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 3. März 2014 durch den  

Vorsitzenden Richter   E i c h e r    und die Richterinnen   K r a u ß    und  

S i e f e r t   

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 12. Dezember 2013 - L 7 

SO 4724/12 - Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird ab-

gelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im bezeichneten Urteil 

wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Im Streit ist die Gewährung einer Weihnachts- und Silvesterbeihilfe für das Jahr 2011.  

 

Einen hierauf gerichteten Antrag lehnte die Beklagte ab (Bescheid vom 16.12.2011; Wider-

spruchsbescheid vom 17.2.2012). Die hiergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht Stuttgart 

abgewiesen (Urteil vom 10.10.2012). Die Berufung hat das Landessozialgericht (LSG) Baden-

Württemberg als unzulässig verworfen, weil der Berufungsstreitwert von 750 Euro nicht über-

schritten sei (Urteil vom 12.12.2013).  

 

Hiergegen hat der Kläger am 23.12.2013 Beschwerde eingelegt sowie die Bewilligung von Pro-

zesskostenhilfe (PKH) und Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragt.  

 

 

II 

 

Der Antrag auf Bewilligung von PKH ist nicht begründet. PKH ist nur zu bewilligen, wenn die 

beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg - und zwar auch in der Haupt-

sache - bietet (§ 73a Abs 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG> iVm § 114 Abs 1 Zivilprozess-

ordnung <ZPO>). An der erforderlichen Erfolgsaussicht fehlt es hier.  

 

Hinreichende Aussicht auf Erfolg böte die Nichtzulassungsbeschwerde nur, wenn einer der in 

§ 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe - und zwar auch in der Haupt-

sache - mit Erfolg geltend gemacht werden könnte. Die Revision darf nur zugelassen werden, 

wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), das Urteil von 

einer Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG), des Gemeinsamen Senats der obersten 

Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abwei-

chung beruht (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) oder ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). Der Rechtsstreit 

hat keine grundsätzliche Bedeutung, weil die Frage, ob zumindest nach dem 1.1.2007 noch ein 

Anspruch auf die begehrten Beihilfen besteht, durch den Senat bereits - negativ - entschieden 

ist (BSG SozR 4-3500 § 35 Nr 1). Ob Verfahrensfehler vorliegen, kann deshalb offen bleiben; 

denn in der Sache hat die Klage folglich ohnehin keine Aussicht auf Erfolg. Anhaltspunkte für 

eine Divergenz sind nicht ersichtlich. 

 

Mit der Ablehnung der PKH entfällt zugleich die Beiordnung eines Rechtsanwalts im Rahmen 

der PKH (§ 73a Abs 1 SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO).  
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Die von dem Kläger ohne zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegte Beschwerde ent-

spricht nicht den zwingenden gesetzlichen Vorschriften. Der Kläger muss sich vor dem BSG 

gemäß § 73 Abs 4 SGG durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten vertreten lassen. 

Er kann eine Prozesshandlung rechtswirksam nicht vornehmen, folglich auch nicht selbst Be-

schwerde einlegen. Schon die Beschwerdeschrift muss von einem nach § 73 Abs 4 Satz 2 SGG 

zugelassenen Prozessbevollmächtigten unterzeichnet sein. Die nicht formgerecht eingelegte 

Beschwerde ist schon deshalb nach § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm § 169 SGG ohne Zu-

ziehung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig zu verwerfen.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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